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KURZE BEGRÜNDUNG 

Einleitung 
 

Der Verkehrssektor ist das Rückgrat einer erfolgreichen Wirtschaft und Eckstein für den 

sozialen Zusammenhalt und die Integration der Gesellschaft.  

 

Defizite bei den Transeuropäischen Verkehrsnetzen (TEN-T) wirken sich stark auf den freien 

Warenverkehr und die Freizügigkeit aus. Wesentlich dafür, dass die Verkehrsdienstleistungen 

auch tatsächlich erbracht werden können, ist eine allgemein zugängliche und effiziente 

Verkehrsinfrastruktur; mehr noch – sie ist nicht nur eine Grundvoraussetzung für die 

Freizügigkeit, sondern nur damit können alle Regionen in der Europäischen Union auf dem 

europäischen Binnenmarkt wettbewerbsfähig bleiben. Als Voraussetzung für ein reibungslos 

funktionierendes Verkehrssystem muss es eine intelligente Infrastruktur geben. 

Infrastrukturinvestitionen haben sehr lange Amortisationszeiten und sind nur dann von 

Vorteil, wenn sie für viele Generationen ordnungsgemäß gebaut oder konzipiert werden. 

 

Kernelemente für bessere europäische Verkehrsnetze 
 

Grundsätzlich ist das Zwei-Ebenen-Konzept, bestehend aus einem Kernnetz und einem 

Gesamtnetz als Ergänzung, ein Ansatz, dem zugestimmt werden kann. Das Gesamtnetz dürfte 

weitgehend durch das Kernnetz determiniert sein, was die Beschaffenheit und die 

Ausgestaltung betrifft. Allerdings können wegen der langen Vorlaufzeiten bis 2030 und 2050 

kaum Zukunftsprognosen mit verbindlichen Fristen abgegeben werden. 

 

Mit den Leitlinien soll nach Ansicht der Verfasserin für bessere Anbindung gesorgt werden, 

d. h. der Binnenmarkt wird besser funktionieren, wenn er Wirtschaftswachstum und Mobilität 

fördert, die beide für die Lebensqualität der europäischen Bürger von elementarer Bedeutung 

sind. 

 

Bei der Auswahl der Projekte sollte berücksichtigt werden, dass die einzelnen geografischen 

Regionen der EU höchst unterschiedlich sind. Unbedingt notwendig ist daher ein 

differenzierter und ausgewogener Ansatz, der diesem Umstand ebenso Rechnung trägt wie 

dem künftigen Bedarf der betreffenden Regionen und Mitgliedstaaten sowie der Forderung, 

dass die einzelnen Verkehrsträger sich ergänzen sollten. Beispielsweise haben die 

Binnenwasserwege unter dem Gesichtspunkt der Umwelt potenzielle Vorteile gegenüber dem 

Straßengüterverkehr, können allerdings mit den freien Verästelungen des Wegenetzes für den 

Straßenverkehr überhaupt nicht konkurrieren; diese sind unersetzlich, zumindest in Gebieten 

oder Auslieferungsorten, die nicht so gut angebunden sind oder die den letzten Wegeabschnitt 

darstellen, etwa bei der Anbindung an die Seeschifffahrtsrouten oder auch, wenn es um kurze 

Entfernungen oder relativ kleine Ladungen geht. 

 

Bis heute war der Anteil fossiler Brennstoffe in den meisten Verkehrsarten vorherrschend, 

aber ein Wandel ist im Gange: Ökostrom, alternative Brennstoffe, Lastkraftwagen, die der 

Euro 5- bzw. der Euro 6-Norm genügen und drastisch weniger Emissionen produzieren, mehr 

Effizienz bei allen Verkehrsträgern – all dies sind gute Optionen für die Zukunft. 
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Wenn die Lücken geschlossen werden, etwa Anbindungen über Grenzen hinweg hergestellt 

und Engpässe beseitigt werden, wäre das eine gangbare Möglichkeit mit europäischen 

Mehrwert, auch wenn es dabei nicht allein mit reinen Infrastrukturmaßnahmen getan ist. 

Diese sollten mit Reformen der Verwaltung Hand in Hand gehen und die Abfertigung an den 

Grenzen beschleunigen. Die Kommission verdient also bei ihren laufenden Bemühungen 

entsprechende Unterstützung. 

 

In städtischen Gebieten verursacht der Verkehr Staus, Lärm und Luftverschmutzung. Diese 

beeinträchtigen die Luftqualität und die Lebensqualität in den Städten, die wiederum –

demografischen Prognosen zufolge – schon jetzt und auch in Zukunft noch mehr Menschen 

anziehen. Verbesserungen bei den Abgasen aus PKW und LKW wurden durch die steigende 

Verkehrsnachfrage zunichte gemacht; insofern wäre es eine mögliche Lösung, verstärkt auf 

Fahrzeuge mit geringen oder überhaupt keinen Emissionen zu setzen. Der Verkehrsbedarf ist 

ein hochbrisantes Thema; deshalb müssen den Bürgern überzeugende Alternativen geboten 

werden, wenn die notwendigen Veränderungen auf mehr Akzeptanz stoßen sollen. 

 

Die Absicht der Kommission, die Infrastrukturen effizient zu nutzen (Artikel 5), ist zu 

begrüßen. Dieses Vorgehen ist kosteneffizient für die Beteiligten und liegt vermutlich auch 

auf einer Linie mit den Maßnahmen, die das Europäische Parlament in Bezug auf den 

Fahrplan für die Ressourceneffizienz verabschieden wird. Dazu gehören aller Voraussicht 

nach intelligente Verkehrssysteme, Satellitennavigation, bessere Logistik (heutzutage liegen 

die LKW-Leerfahrten noch immer bei 25 %), Umstieg von einem Verkehrsträger auf den 

anderen ohne Reibungsverluste, bei dem die Qualitäten jeder einzelnen Verkehrsart voll zum 

Tragen kommen, und Fortführung von Forschung und Entwicklung auf diesem Gebiet). 

 

Der Aufbau von Infrastrukturen in Form von Eisenbahn- und Autobahntrassen usw. kann 

erhebliche Auswirkungen auf die natürlichen Habitate bestimmter Arten haben und deren 

Existenz womöglich gefährden. Der Schutz der biologischen Vielfalt beeinflusst die 

Lebensfähigkeit unserer Ökosysteme und auch den Nutzen, den wir daraus ziehen, in 

entscheidendem Maße. Erkenntnisse über schädliche Folgen für die biologische Vielfalt 

sollten deshalb umfassend berücksichtigt werden, wenn es um die Konzipierung, den Aufbau 

und die Finanzierung der Verkehrsinfrastrukturen geht.   

 

Nach Ansicht der Verfasserin sollte die Kommission bei der Überprüfung der Verwirklichung 

des Kernnetzes zum 31. Dezember 2023 die Wirtschafts- und Haushaltslage der Union und 

der einzelnen Mitgliedstaaten berücksichtigen und im Benehmen mit den Mitgliedstaaten 

beurteilen, ob die Kernnetze angesichts der Entwicklungen bei den Verkehrsflüssen und der 

einzelstaatlichen Investitionsplanung abgeändert werden sollten. 

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 

den federführenden Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr, folgende Änderungsanträge 

in seinen Bericht zu übernehmen: 
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Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Diese konkreten Ziele sollten 

insbesondere durch die 

ressourcenschonende Verknüpfung und die 

Interoperabilität zwischen den nationalen 

Verkehrsnetzen erreicht werden. 

(3) Diese konkreten Ziele sollten 

insbesondere durch die 

ressourcenschonende Verknüpfung und die 

Interoperabilität zwischen den nationalen 

Verkehrsnetzen erreicht werden. Die 

Interoperabilität im Schienenverkehr 

könnte durch innovative Lösungen 

gefördert werden, die der Kompatibilität 

der verschiedenen Systeme dienlich sind, 

etwa die fahrzeugseitige Ausrüstung und 

Gleise mit mehreren Spurweiten. 

Begründung 

Es gilt, in der Verordnung innovative Lösungen zur Verbesserung der Interoperabilität zu 

prüfen. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (5a) Die Politik im Bereich der 

transeuropäischen Verkehrsnetze muss 

dazu beitragen, dass die Klimaschutzziele 

des EU 2050 entsprechend der Mitteilung 

der Kommission über den Fahrplan für 

eine wettbewerbsfähige CO2-arme 

Wirtschaft bis 2050 erreicht und die 

externen Kosten gesenkt werden. Hierzu 

müssen die jeweiligen Ziele konkret in 

Kriterien umgesetzt werden, anhand 

deren Projekte durchgeführt und Mittel 

zugeteilt werden. 
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Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Das Kernnetz sollte vorrangig 

festgelegt und innerhalb des vom 

Gesamtnetz bestimmten Rahmens bis 2030 

verwirklicht werden. Es sollte das 

Rückgrat der Entwicklung eines 

multimodalen Verkehrsnetzes bilden und 

den Ausbau des Gesamtnetzes insgesamt 

vorantreiben. Dabei sollten die 

Maßnahmen der Union auf jene 

Bestandteile des transeuropäischen 

Verkehrsnetzes konzentriert werden, die 

den größten europäischen Mehrwert 

schaffen, nämlich vor allem 

grenzüberschreitende Abschnitte, fehlende 

Verbindungen, multimodale 

Anschlusspunkte und große Engpässe. 

(11) Das Kernnetz sollte vorrangig 

festgelegt und innerhalb des vom 

Gesamtnetz bestimmten Rahmens bis 2030 

verwirklicht werden. Es sollte das 

Rückgrat der Entwicklung eines 

multimodalen Verkehrsnetzes bilden und 

den Ausbau des Gesamtnetzes insgesamt 

vorantreiben. Dabei sollten die 

Maßnahmen der Union auf jene 

Bestandteile des transeuropäischen 

Verkehrsnetzes konzentriert werden, die 

den größten europäischen Mehrwert 

schaffen und dem Ziel dienen, die 

verkehrsbedingten 

Treibhausgasemissionen zu verringern, 

nämlich vor allem grenzüberschreitende 

Abschnitte, fehlende Verbindungen, 

multimodale Anschlusspunkte und große 

Engpässe. 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 23 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (23a) Die Rechtsvorschriften der Union 

für die TEN-T-Leitlinien sollten 

sicherstellen, dass bei 

Infrastrukturprojekten der Union die 

Aspekte Umwelt und biologische Vielfalt 

angemessen berücksichtigt werden, 

während gleichzeitig messbare Schritte 

hin zu einer Wirtschaft unternommen 

werden, die CO2 nur in geringem Umfang 

ausstößt, den Klimawandel in den Griff 

bekommt und ihre Ressourcen effizient 

nutzt. Die transeuropäischen 

Verkehrsnetze müssen dazu beitragen, 

dass die Ziele der Strategie 2020 erreicht 
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werden, und den Übergang zu einer 

Wirtschaft mit geringen CO2-Emissionen 

begünstigen. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

e) „Europäischer Mehrwert“ in Bezug auf 

ein Vorhaben ist der Nutzen, der sich aus 

dem Eingreifen der Union zusätzlich zu 

dem Nutzen ergibt, der ohnehin von den 

Mitgliedstaaten allein erreicht worden 

wäre. 

e) „Europäischer Mehrwert“ in Bezug auf 

ein Vorhaben ist der Nutzen, der sich aus 

dem Eingreifen der Union zusätzlich zu 

dem Nutzen ergibt, der ohnehin von den 

Mitgliedstaaten allein erreicht worden 

wäre. Durch diesen Mehrwert sollen die 

Ziele der Strategie „Europa 2020“ 

erreicht werden und der Fahrplan zur 

starken Verringerung der CO2-

Emissionen der Wirtschaft bis 2050 soll 

eingehalten werden. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Das transeuropäische Verkehrsnetz soll 

Verkehrsdienstleistungen und -tätigkeiten 

ermöglichen, die  

(1) Das transeuropäische Verkehrsnetz soll 

den territorialen Zusammenhalt der 

Union stärken, zur Vollendung des 

europäischen Binnenmarktes beitragen 

sowie Verkehrsdienstleistungen und -

tätigkeiten ermöglichen, die  

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) den Mobilitäts- und Verkehrsbedarf a) den Mobilitäts- und Verkehrsbedarf 
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seiner Benutzer innerhalb der Union und 

im Verhältnis zu Drittländern decken und 

dadurch zu weiterem Wirtschaftswachstum 

und zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit beitragen;  

seiner Nutzer innerhalb der Union und im 

Verhältnis zu Drittländern decken und 

dadurch zu weiterem Wirtschaftswachstum 

und zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit der Union in 

globalem Maßstab beitragen;  

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 aa) den freien Warenverkehr und die 

Freizügigkeit auf dem Binnenmarkt 

verbessern und Mobilitätsdienstleistungen 

von hoher Qualität bieten, bei 

effizienterer Ressourcennutzung; 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) wirtschaftlich effizient sind, zur 

Erreichung der Ziele eines emissionsarmen 

und sauberen Verkehrswesens, der 

Kraftstoffversorgungssicherheit und des 

Umweltschutzes beitragen, sicher sind und 

hohen Qualitätsstandards im Personen- und 

Güterverkehr genügen;  

b) wirtschaftlich effizient sind, zur 

Erreichung der Ziele eines emissionsarmen 

und sauberen Verkehrswesens, zur 

weiteren Reduzierung der 

Treibhausgasemissionen im Einklang mit 

den Klimaschutzzielen EU 2050 und dem 

Fahrplan für eine wettbewerbsfähige 

emissionsarme Wirtschaft bis 2050, der 

Kraftstoffversorgungssicherheit und des 

Umweltschutzes beitragen, sicher sind und 

hohen Qualitätsstandards im Personen- und 

Güterverkehr genügen; 
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Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) modernste technische oder betriebliche 

Konzepte vorantreiben;  

c) modernste technische oder betriebliche 

Konzepte für alle Verkehrsträger 

vorantreiben;  

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

d) eine angemessene Zugänglichkeit aller 

Regionen der Union gewährleisten und 

somit den sozialen, wirtschaftlichen und 

territorialen Zusammenhalt der Union 

fördern und ein integratives Wachstum 

unterstützen.  

d) eine angemessene Zugänglichkeit und 

Anbindung aller Regionen der Union 

gewährleisten und somit den sozialen, 

wirtschaftlichen und territorialen 

Zusammenhalt der Union fördern und ein 

integratives Wachstum unterstützen.  

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 da) die Belastungen für die Umwelt und 

für wichtige natürliche Ressourcen wie 

Wasser, Land und Ökosysteme 

verringern; 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Verbund und Interoperabilität der a) Verbund und Interoperabilität der 
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nationalen Verkehrsnetze; nationalen Verkehrsnetze sowie der 

grenzüberschreitenden Verkehrswege; 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Entwicklung aller Verkehrsträger in 

einer Weise, die ein langfristig tragfähiges 

und wirtschaftlich effizientes 

Verkehrswesen sicherstellt; 

c) Entwicklung aller Verkehrsträger in 

einer Weise, die sowohl die Erreichung 

der Klimaschutzziele der EU als auch ein 

langfristig tragfähiges und wirtschaftlich 

effizientes Verkehrswesen sicherstellt; 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

e) effiziente Infrastrukturnutzung; e) effiziente und angemessene Nutzung 

der modernen Infrastruktur; 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) Förderung einer breiten Nutzung der 

CO2-neutralsten Verkehrsarten; 

f) notwendige Förderung einer breiteren 

Nutzung der möglichst CO2-neutralen 

Verkehrsarten; 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe j 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

j) eine Verkehrsinfrastruktur, die den 

besonderen Gegebenheiten in den 

verschiedenen Teilen der Union gerecht 

wird und eine ausgewogene Abdeckung 

der europäischen Regionen, auch der 

Gebiete in äußerster Randlage und anderer 

Randgebiete, gewährleistet; 

j) eine Verkehrsinfrastruktur, die den 

besonderen Gegebenheiten in den 

verschiedenen Teilen der Union gerecht 

wird und eine ausgewogene Abdeckung 

der europäischen Regionen, auch der 

Gebiete in äußerster Randlage, der 

Gebirgs- und Inselgebiete und anderer 

Randgebiete, gewährleistet; 

Begründung 

Die Gebirgsregionen, die schwer zugänglich sind und in denen die Umwelt infolgedessen 

fragil ist, sind explizit zu nennen und bedürfen besonderer Aufmerksamkeit. Außerdem gibt es 

abgelegene Gebiete, die sich zwar nicht in Randlage befinden, bei denen es sich aber im 

weiteren Sinne des Wortes um randständige Gebiete mit besonderer Problematik handelt, auf 

die aufmerksam zu machen ist. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe k a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ka) Entwicklung der Infrastruktur, bei 

der Gebiete von ökologischem Wert und 

die biologische Vielfalt als schützenswert 

gelten. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Diese Ziele werden konkret in 

Kriterien umgesetzt, anhand deren 

Projekte durchgeführt und Mittel zugeteilt 

werden. 

 

Änderungsantrag 20 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Mitgliedstaaten und gegebenenfalls 

regionale und lokale Behörden, 

Infrastrukturbetreiber, 

Verkehrsunternehmen sowie andere 

öffentliche und private Stellen planen, 

entwickeln und betreiben das 

transeuropäische Verkehrsnetz auf 

ressourcenschonende Weise durch: 

Mitgliedstaaten und gegebenenfalls 

regionale und lokale Behörden, 

Infrastrukturbetreiber, 

Verkehrsunternehmen sowie andere 

öffentliche und private Stellen planen, 

entwickeln und betreiben das 

transeuropäische Verkehrsnetz auf 

ressourcenschonende und nachhaltige 

Weise durch: 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) die breite Einführung neuer 

Technologien und intelligenter 

Verkehrssysteme;  

b) die breite Einführung neuer 

Technologien und intelligenter 

Verkehrssystemanwendungen, etwa zur 

Unterstützung effizienter Fahrweisen, 

durch Auflösung von Staus oder 

Behebung von Engpässen im Umland von 

Städten oder beim Grenzübertritt;  

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Buchstabe g a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ga) Förderung von Programmen für die 

Sicherheit und zur Verringerung der 

Gefahr und der Häufung von Unfällen; 
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Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) die Beseitigung administrativer und 

technischer Hindernisse, insbesondere in 

Bezug auf die Interoperabilität des Netzes 

und den Wettbewerb; 

c) die Beseitigung administrativer und 

technischer Hindernisse, insbesondere in 

Bezug auf die Interoperabilität und den 

Verbund des Netzes und den Wettbewerb – 

und Fortschritte bei der Vollendung des 

europäischen Binnenmarktes; 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

d) die Sicherstellung einer optimalen 

Integration der Verkehrsträger; 

d) die Sicherstellung einer optimalen 

Integration der Verkehrsträger, je nach 

Lage und Bedarf vor Ort;  

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) die Verbesserung oder Erhaltung der 

Qualität der Infrastrukturen in Bezug auf 

Effizienz, Sicherheit, Gefahrenabwehr, 

Klimaresistenz und ggf. Ausfallsicherheit, 

Umweltverträglichkeit, Sozialbedingungen, 

barrierefreie Zugänglichkeit für alle 

Benutzer, Dienstleistungsqualität und 

Kontinuität der Verkehrsströme; 

f) die Minimierung der Auswirkungen auf 

das Klima, die Verbesserung oder 

Erhaltung der Qualität der Infrastrukturen 

in Bezug auf Effizienz, Sicherheit, 

Gefahrenabwehr, und gegebenenfalls 

Ausfallsicherheit bei Katastrophen, 

Umweltverträglichkeit, Sozialbedingungen, 

Zugänglichkeit für alle Nutzer, 

Dienstleistungsqualität und Kontinuität der 

Verkehrsströme; 

 

Änderungsantrag 26 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 3 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Flüsse, Kanäle und Seen die 

Mindestanforderungen an 

Binnenwasserstraßen der Klasse IV gemäß 

dem Europäischen Übereinkommen über 

die Hauptbinnenwasserstraßen von 

internationaler Bedeutung (AGN) zur 

neuen Klassifizierung der 

Binnenwasserstraßen erfüllen und 

gewährleisten durchgehende 

Brückendurchfahrtshöhen. 

a) Flüsse, Kanäle und Seen die 

Mindestanforderungen an 

Binnenwasserstraßen der Klasse IV gemäß 

dem Europäischen Übereinkommen über 

die Hauptbinnenwasserstraßen von 

internationaler Bedeutung (AGN) zur 

neuen Klassifizierung der 

Binnenwasserstraßen erfüllen und 

gewährleisten durchgehende 

Brückendurchfahrtshöhen, wo immer dies 

notwendig ist, ohne dass dadurch die 

Einhaltung der Umweltziele behindert 

wird, zumindest nicht die Ziele der 

Richtlinie 92/43/EWG vom 21. Mai 1992 

zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 

sowie der wildlebenden Tiere und 

Pflanzen*, der Richtlinie 2000/60/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 

Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 

Gemeinschaft im Bereich der 

Wasserpolitik**, und der Richtlinie 

2009/147/EG vom 30. November 2009 

über die Erhaltung wildlebender 

Vogelarten***. 

 ________________ 

 * ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7. 

 ________________ 

 ** ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1. 

 ________________ 

 *** ABl. L 20 vom 26.01.10, S. 7. 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Buchstabe a 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) für bestehende Binnenwasserstraßen: die 

Durchführung der notwendigen 

Maßnahmen zur Erreichung der Standards 

für Binnenwasserstraßen der Klasse IV; 

a) für bestehende Binnenwasserstraßen: 

gegebenenfalls die Durchführung der 

notwendigen Maßnahmen zur Erreichung 

der Standards für Binnenwasserstraßen der 

Klasse IV, wo immer dies notwendig ist, 

ohne dass dadurch die Einhaltung der 

Umweltziele behindert wird, zumindest 

nicht die Ziele der Richtlinie 92/43/EWG 

vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 

natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pflanzen*, der 

Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 

2000 zur Schaffung eines 

Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 

Gemeinschaft im Bereich der 

Wasserpolitik**, und der Richtlinie 

2009/147/EG vom 30. November 2009 

über die Erhaltung wildlebender 

Vogelarten***; 

 ________________ 

 * ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7. 

 ________________ 

 ** ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1. 

 ________________ 

 *** ABl. L 20 vom 26.01.10, S. 7. 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) gegebenenfalls die Erreichung höherer 

Standards als für Binnenwasserstraßen der 

Klasse IV, entsprechend dem 

Marktbedarf; 

b) gegebenenfalls entsprechend dem 

Marktbedarf die Erreichung der Standards 

für Binnenwasserstraßen der Klasse IV, 

ohne dass dadurch die Einhaltung der 

Umweltziele behindert wird, zumindest 

nicht die Ziele der Richtlinie 92/43/EWG 

vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
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natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pflanzen*, der 

Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 

Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 

Gemeinschaft im Bereich der 

Wasserpolitik**, und der Richtlinie 

2009/147/EG vom 30. November 2009 

über die Erhaltung wildlebender 

Vogelarten***; 

 ________________ 

 * ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7. 

 ________________ 

 ** ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1. 

 ________________ 

 *** ABl. L 20 vom 26.01.10, S. 7. 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Die Mitgliedstaaten und andere 

Projektträger gehen bei der Planung der 

Binnenwasserstraßenprojekte nach einem 

integrierten Ansatz vor, insbesondere, 

wenn Anträge auf Finanzierung bzw. 

Kofinanzierung im Rahmen von EU-

Programmen gestellt werden. 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 2 – Buchstabe a – Ziffer ii a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 iia) der Flughafen ist für die Region, die 

bedient wird, von strategischer 

Bedeutung. 
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Begründung 

Alle Flughäfen mit strategischer Bedeutung für die Regionen sollten in diese Leitlinien 

aufgenommen werden, zumindest in das Gesamtnetz. 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 39 – Buchstabe e a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ea) Förderung von Maßnahmen, mit 

denen Geräuschemissionen von 

vornherein reduziert werden; 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten und andere 

Projektträger achten gebührend darauf, 

dass die Verkehrsinfrastrukturen ein hohes 

Niveau der Sicherheit und Gefahrenabwehr 

bei der Beförderung von Personen und 

Gütern gewährleisten.  

Die Mitgliedstaaten und andere 

Projektträger achten gebührend darauf, 

dass die Verkehrsinfrastrukturen ein hohes 

Niveau der Sicherheit und Gefahrenabwehr 

bei der Beförderung von Personen und 

Gütern gewährleisten. Die Sicherheit im 

Verkehr sollte weiter konsolidiert und 

durch die Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten und wichtigen 

internationalen Akteuren gestärkt 

werden. 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 41 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bei der Infrastrukturplanung achten die 

Mitgliedstaaten und andere Projektträger 

auf eine gebührende Berücksichtigung der 

Bei der Infrastrukturplanung achten die 

Mitgliedstaaten und andere Projektträger 

auf eine gebührende Berücksichtigung der 
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Risikobewertungen und 

Anpassungsmaßnahmen zur angemessenen 

Verbesserung der Widerstandsfähigkeit 

gegenüber dem Klimawandel insbesondere 

in Bezug auf Niederschläge, 

Überschwemmungen, Stürme, hohe 

Temperaturen und Hitzewellen, Dürren, 

den Anstieg des Meeresspiegels und 

Küstenüberschwemmungen, in 

Übereinstimmung mit allen Anforderungen 

des einschlägigen Unionsrechts. 

Risikobewertungen und 

Anpassungsmaßnahmen zur angemessenen 

Verbesserung der Widerstandsfähigkeit 

gegenüber dem Klimawandel, 

insbesondere in Bezug auf Niederschläge, 

Überschwemmungen, Stürme, hohe 

Temperaturen und Hitzewellen, niedrige 

Temperaturen und Kältewellen, Dürren, 

den Anstieg des Meeresspiegels und 

Küstenüberschwemmungen, in 

Übereinstimmung mit allen Anforderungen 

des einschlägigen Unionsrechts. 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 42 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten und anderen 

Projektträger führen zu Plänen und 

Vorhaben 

Umweltverträglichkeitsprüfungen durch, 

insbesondere gemäß der Richtlinie 

85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

bei bestimmten öffentlichen und privaten 

Projekten, der Richtlinie 92/43/EWG des 

Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 

natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pflanzen, der 

Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 

Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 

Gemeinschaft im Bereich der 

Wasserpolitik, der Richtlinie 2001/42/EG 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung 

der Umweltauswirkungen bestimmter 

Pläne und Programme und der Richtlinie 

2009/147/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 30. November 2009 

über die Erhaltung der wildlebenden 

Vogelarten, um negative Auswirkungen 

auf die Umwelt zu verhindern oder – wenn 

Die Mitgliedstaaten und anderen 

Projektträger führen zu Plänen und 

Vorhaben 

Umweltverträglichkeitsprüfungen durch, 

insbesondere gemäß der Richtlinie 

85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

bei bestimmten öffentlichen und privaten 

Projekten, der Richtlinie 92/43/EWG des 

Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 

natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pflanzen, der 

Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 

Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 

Gemeinschaft im Bereich der 

Wasserpolitik, der Richtlinie 2001/42/EG 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung 

der Umweltauswirkungen bestimmter 

Pläne und Programme und der Richtlinie 

2009/147/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 30. November 2009 

über die Erhaltung der wildlebenden 

Vogelarten, um negative Auswirkungen 

auf die Umwelt zu verhindern oder – wenn 



 

AD\915473DE.doc 19/22 PE487.783v02-00 

 DE 

dies nicht möglich ist – zu mindern, 

beispielsweise Landschaftszerstückelung, 

Bodenversiegelung, Luft- und 

Wasserverschmutzung sowie Lärm, und 

um die biologische Vielfalt wirksam zu 

schützen. 

dies nicht möglich ist – zu mindern, 

beispielsweise Landschaftszerstückelung, 

Verringerung der natürlichen 

Lebensräume, Hindernisse für den 

Wildwechsel, Kollision mit Tieren, 

Bodenversiegelung, Luft- und 

Wasserverschmutzung sowie Lärm, und 

um die biologische Vielfalt wirksam zu 

schützen. 

 Bei neuen Infrastrukturprogrammen und 

bei Einzelvorhaben müssen die EU-

Rechtsvorschriften in Bezug auf 

Umweltschutz, Lärm, Wasser und Schutz 

von Fauna und Flora eingehalten 

werden, und die Planung von 

Infrastrukturen sollte dadurch verbessert 

werden, dass die Auswirkungen auf das 

Netz Natura 2000 festgestellt werden, vor 

allem unter Zuhilfenahme der 

Informationssysteme der Kommission 

über die transeuropäische 

Verkehrsinfrastruktur (TENTec) sowie 

über das Netz Natura 2000. 

 Die zuständigen Behörden in den 

Mitgliedstaaten und andere Projektträger 

sorgen für eine grenzüberschreitende 

Umsetzung der betreffenden 

Rechtsvorschriften. 

 Die Kommission gibt Anregungen für den 

effizienten Dialog und die effiziente 

Zusammenarbeit zwischen den 

zuständigen Behörden der 

Mitgliedstaaten, ohne dass der 

Verwaltungsaufwand dadurch steigt. 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 43  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Verkehrsinfrastrukturen erlauben eine 

barrierefreie Mobilität und Zugänglichkeit 

für alle Benutzer, insbesondere für ältere 

Die Verkehrsinfrastrukturen erlauben eine 

barrierefreie Mobilität und Zugänglichkeit 

für alle Benutzer, insbesondere für ältere 
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Menschen, für Personen mit 

eingeschränkter Mobilität und für 

behinderte Personen. 

Menschen, für Personen mit 

eingeschränkter Mobilität und für 

behinderte Personen. Die Mitgliedstaaten 

und die Projektträger haben in 

gebührendem Maße zu gewährleisten, 

dass die Verkehrsinfrastruktur allen 

Nutzern zugänglich ist. 

Begründung 

Es ist ausdrücklich zu erwähnen, dass es Sache der Mitgliedstaaten und der Projektträger ist, 

darauf zu achten, dass die Verkehrsinfrastruktur allen Nutzern zugänglich ist, insbesondere 

Menschen mit eingeschränkter Mobilität. 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 45 – Absatz 2 – Buchstabe c – Spiegelstrich eins 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– Einrichtung von Pausenbereichen etwa 

alle 50 km entlang der Autobahnen, damit 

u. a. für gewerbliche Straßenbenutzer 

ausreichende Parkplätze mit einem 

ausreichenden Sicherheitsniveau zur 

Verfügung stehen; 

– Einrichtung von Pausenbereichen, je 

nach Bedarf etwa alle 50 km entlang der 

Autobahnen damit zur Verbesserung der 

Sicherheit im Straßenverkehr und u. a. für 

gewerbliche Straßenbenutzer ausreichende 

Parkplätze mit einem ausreichenden 

Sicherheitsniveau zur Verfügung stehen; 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 52 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Die Korridorplattform besteht aus den 

Vertretern der beteiligten Mitgliedstaaten 

und gegebenenfalls anderer öffentlicher 

und privater Stellen. Auf jeden Fall 

beteiligen sich an der Korridorplattform die 

jeweiligen Infrastrukturbetreiber gemäß der 

Richtlinie 2001/14/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2001 über die Zuweisung von 

Fahrwegkapazität der Eisenbahn, die 

(2) Die Korridorplattform besteht aus den 

Vertretern der zuständigen Behörden der 

beteiligten Mitgliedstaaten und 

gegebenenfalls anderer öffentlicher und 

privater Stellen. Auf jeden Fall beteiligen 

sich an der Korridorplattform die 

jeweiligen Infrastrukturbetreiber gemäß der 

Richtlinie 2001/14/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

26. Februar 2001 über die Zuweisung von 
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Erhebung von Entgelten für die Nutzung 

von Eisenbahninfrastruktur und die 

Sicherheitsbescheinigung. 

Fahrwegkapazität der Eisenbahn, die 

Erhebung von Entgelten für die Nutzung 

von Eisenbahninfrastruktur und die 

Sicherheitsbescheinigung. 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 53 – Absatz 1 – Buchstabe e – Spiegelstrich 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 – Maßnahmen zur Einführung von 

Verfahren der Konsultation der 

Öffentlichkeit im Zusammenhang mit der 

Entwicklung von Projekten von 

gemeinsamem Interesse, vor allem, wenn 

es um grenzüberschreitende Abschnitte 

geht.  Der Koordinator sorgt dafür, dass 

bei der Planung von neuen 

Infrastrukturen eine ausführliche 

öffentliche Konsultation mit allen 

Beteiligten und der Zivilgesellschaft 

stattfindet.  

Begründung 

In der Vergangenheit ist es bei bestimmten Projekten zu Verzögerungen und Protesten 

gekommen, weil es keine ausführlichen Verfahren für die Information und die Anhörung der 

Bürger gab.  Deshalb soll mithilfe der neuen Einrichtung eines Koordinators für die 

Korridore in erster Linie dafür gesorgt werden, dass eine umfassende Anhörung der 

Zivilgesellschaft stattfindet und dass die Hindernisse für die Entwicklung der Vorhaben von 

gemeinsamem Interesse unter supranationaler Perspektive überwunden werden können. 
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